Zucker: Reform ja, Liberalisierung nein

Chance für potentielles Lehrstück in Sachen nachhaltiger Lebensmittelproduktion

An der EU-Zuckermarktordnung (ZMO) haben sich schon viele die Zähne ausgebissen. Bisher ist sie um eine grundlegende Reform herumgekommen – mit starker Zuckerlobby im Rücken. Doch nun ist es soweit. Bis zum 30. Juni 2006 muss die Reform auf dem Weg gebracht werden, dann laufen nämlich die gegenwärtigen Regeln aus. Druck kommt aber auch von der Welthandelsorganisation (WTO). Die Diskussionen sind im vollen Gange, die Lobbyisten jeglicher Couleur haben sich bereits in Stellung gebracht. Da sind zum einen die Besitzstandwahrer in Gestalt der Wirtschaftlichen Vereinigung Zucker e.V., die die Rübenanbauer, die zuckererzeugenden Unternehmen und den Zuckerimport- und –exporthandel repräsentiert. „Business as usual“ ist ihre politische Leitlinie. 

Auf der Gegenseite die Zuckerverwender mit ihrer Forderung nach einer Liberalisierung des Zuckermarktes vertreten durch den Bundesverband der Deutschen Süßwarenindustrie, der Wirtschaftsvereinigung Alkoholfreie Getränke, dem Verband deutscher Großbäckereien und dem Bundesverband der obst-, gemüse- und kartoffelverarbeitenden Industrie. Ganz nach dem Motto „Grenzen auf, Preise runter“, haben sie ihre eigenen Produktionskosten im Blick. Auf 5.000.000 € beziffert die deutsche Süßwarenindustrie ihre „realen“ Verluste bedingt durch die höheren Einkaufpreise für Zucker in der EU. Doch diese eng von Interessen geleiteten politischen Vorschläge bedeuten keinen Fortschritt in Richtung nachhaltiger Zuckerproduktion hierzulande und nachhaltiger Entwicklung im Süden.

Die Reform der ZMO bietet die Möglichkeit, an dem Produkt Zucker beispielhaft wirtschaftliche, soziale und umweltverträgliche Nachhaltigkeit in ihrer nationalen, europäischen und globalen Dimension zu definieren und Lösungswege zu identifizieren. Denn Zucker ist ein sensibles Produkt für die 257.666 Zuckerrübenproduzenten in der EU (50.359 in Deutschland) und ein wirtschaftlich bedeutendes Exportprodukt in vielen Entwicklungsländern. Um das Zuckerrad in Richtung Nachhaltigkeit zu bewegen, gilt es an mehreren Stellschrauben zu drehen: Preis, Zollniveau, Subventionen, Qualität der Produktion und Wettbewerb. 

Zum Beispiel Preis: ein höherer Verkaufspreis in der EU ist nicht nur attraktiv bzw. existenzsichernd für Bauern und Bäuerinnen hier, sondern auch ein wesentlicher Bestimmungsfaktor für die Höhe der Einnahmen der Entwicklungsländer aus dem Import von Rohzucker in die EU. Dies gilt insbesondere für jene, die einen bevorzugten Marktzugang genießen. Sprich die 19 AKP-Staaten, einige Balkanstaaten, Indien u.a. und ab 2009 theoretisch die LDCs. Da die EU-Kommission die von der Süßwarenindustrie unterstützte Reformoption der „Preisreduzierung“ incl. Abschaffung der Quoten und allgemeine Zollreduzierung offensichtlich favorisiert, würde das für die LDCs schlechtere Karten beim Import bedeuten weil relativ geringe Wettbewerbsfähigkeit international sowie geringere Einnahmen weil niedrigere Preise. Deswegen haben sich die LDCs am 3. März für den Erhalt des Quotensystems und für eine geringe Preisreduzierung ausgesprochen. Im Gegenzug verzichten sie auf den zoll- und quotenfreien Marktzugang bis 2019.

Zum Beispiel Zollniveau: Die Reform der ZMO muss Spielraum für einen verbesserten Marktzugang für zuckerexportierende Entwicklungsländer bieten d.h. die EU muss ihre eigene Produktion mittels Begrenzung von Produktionsquoten erheblich zurückfahren und den Weltmarkt entlasten, indem sie den Export von Zucker einstellt. Anzustreben sind Importquoten von 20-30% des Zuckerverbrauchs in der EU. Die Verteilung sollte vorrangig den LDCs zu Gute kommen, dann wirtschaftlich schwachen AKP-Staaten und anderen zuckerexportierenden Entwicklungsländern. LDCs hätten damit die Chance ausländische Direktinvestitionen zum Aufbau einer eigenen Zuckerindustrie anzuziehen. Dabei müsste aber sichergestellt werden, dass möglichst viele Arbeitsplätze mit menschenwürdigen Arbeitsbedingungen geschaffen und faire Löhne gezahlt werden. Die Lage der Arbeiter in der Zuckerindustrie ist derzeit in vielen Entwicklungsländern katastrophal.

Zum Beispiel Subventionen: Derzeit leisten die Bauern und Bäuerinnen eine Produktionsabgabe, die überhaupt erst den Export von europäischem Zucker zu Weltmarktpreisen (sog. C-Zucker) ermöglicht und das bei einem Zuckerpreis, der dreimal so hoch wie der Weltmarktpreis ist. Zusätzlich re-exportiert die EU 1,6 Mio Tonnen AKP-Zucker. Insgesamt belaufen sich die Exportsubventionen auf 1,3 Mrd. €, davon werden 800-900 Mrd. € vom Steuerzahler aufgewandt und knapp 500 Mio. über die Produktionsabgabe finanziert. Sowohl der bislang in der WTO freigestellte Re-Export des AKP-Zuckers und die Quersubventionierung mittels der Produktionsabgabe sind Inhalt eines von Brasilien, Thailand und Australien einberufenen WTO-Schiedsgerichtsverfahrens gegen die EU. Im Juli wird der erste Zwischenbericht erwartet. Die Abschaffung der Exportsubventionen und des Dumping im Zuckersektor ist längst überfällig.

Zum Beispiel Wettbewerb: Unhaltbar ist die staatlich geförderte Sonder- bzw. Machtstellung der Zuckererzeuger, die in Abstimmung mit den Rübenanbauerverbänden die Produktionsquoten verwalten. 92% der Produktionsquoten sind 2003 allein in der Hand von drei Unternehmen: 40% entfallen auf Südzucker, 34% auf die Nordzucker AG und 18% auf Pfeifer & Langen. Die Kontrolle ist nur unzureichend und Wettbewerb praktisch nicht existent. 

Im Juli wird ein Eckpunktepapier der EU-Kommission zur Reform der Zuckermarktordnung erwartet. Wünschenswert wäre eine gute, konstruktive Streitkultur im Sinne der Nachhaltigkeit in Nord und Süd. 
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